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C.1.1 Bestehende Grundstücksgrenze

C.1.2

C.1.3
vorhandene Gebäude 

KENNZEICHNUNGEN:C.2.

C.2.1 Maßzahlen (in Meter)

Flurstücks-Nummern

KARTENZEICHEN FÜR DIE FLURKARTEN:C.1.

C.2.3 Gehölze außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplanes, 
Lage aus Luftbild übernommen

zu entfernende Gehölze  (Lage aus Luftbild nachrichtlich übernommen)

C.2.4

C.2.3

Bezugspunkt mit Richtungssektoren (A und B) 
gemäß schalltechnische Untersuchung IB Kottermair GmbH
vom 02.03.2016
Vgl. auch Übersichtsplan M 1:5.000

D.   Festsetzungen durch Text

D.1 MASS  DER BAULICHEN NUTZUNG

D.7.1 Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in den folgenden Tabellen 
„Emissionskontingente tags und nachts in dB(A)/m²“ und „Zusatzkontingente in dB(A) für die 
Richtungssektoren“ angegebenen Emissionskontingente LEK und Zusatzkontingente LEK,zus,K 
nach DIN 45691:2006-12 „Geräuschkontingentierung“ weder tags (06.00 Uhr bis 22.00 Uhr) 
noch nachts (22.00 Uhr bis 06.00 Uhr) überschreiten:

Als Dachform sind ausschließlich Satteldächer und begrünte Flachdächer zulässig.

D.3

D.3.1

FESTSETZUNGEN ZUR BAUGESTALTUNG

D.3.2 Die maximale Dachneigung  beträgt im SO1 und SO2  12°, im SO3  45°.

D.3.3

D.3.4 Für die Fassadengestaltung sind grelle Fassadenfarben und spiegelnde Oberflächen unzulässig.

Als Dachfarbe sind im SO1 bis SO3 Rot- und Brauntöne zulässig, im SO3 auch anthrazit und schwarz.

IMMISSIONSSCHUTZD.7

D.6

D.6.1 Aufschüttungen des natürlichen Geländes sind bis zu einer Höhe von 100 cm zulässig.
Abgrabungen des natürlichen Geländes sind nur für die Erstellung der Fundamente der Gebäude 
und die Modellierung von Sickermulden und Retentionsbecken zulässig.

GELÄNDEGESTSTALTUNG

EINFRIEDUNGEND.5

Einfriedungen sind unzulässig.D.5.1

WERBEEINRICHTUNGEND.4

D.4.1 Werbeanlagen als Eigenwerbung sind nur am Ort der Leistung (Gebäude einschließlich 
dazugehöriges Grundstück) und jeweils bis zu einer maximalen Größe von 15 m² zulässig. 
Die Oberkante der Werbeanlage darf maximal die Traufhöhe des Gebäudes erreichen. 
Überdachreklamen sind unzulässig. 
Für freistehende Werbeeinrichtungen ab einer Größe von 6 m² sind jeweils gesonderte Pläne 
der Baugenehmigungsbehörde vorzulegen.
Als Werbeanlagen sind nur angestrahlte, nicht selbst leuchtende Einrichtungen zulässig. 
Fremdwerbung ist unzulässig.

D.   Festsetzungen durch Text

Emissionskontingente tags und nachts in dB(A)/m²

D.7.2 Für die im Plan dargestellten Richtungssektoren A und B erhöhen sich die Emissionskontingente
LEK um folgende Zusatzkontingente:

Zusatzkontingente LEK,zus,k

Der Bezugspunkt BPzus für die Richtungssektoren hat folgende Gauß-Krüger-Koordinaten: 
X = 4451641,00 / Y = 5390867,00.

Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens erfolgt nach DIN 45691:2006-12, 
Abschnitt 5, wobei in den Gleichungen (6) und (7) für Immissionsorte im Richtungssektor k LEK,i durch 
LEK,i + LEK,zus,k zu ersetzen ist.

D.7.3

D.7.4 Die Relevanzgrenze der Regelung in Abschnitt 5 Abs. 5 der DIN 45691:2006-12 ist anzuwenden; 
sie wird nicht ausgeschlossen.

D.7.5 Erstreckt sich die Betriebsfläche eines Vorhabens über mehrere Teilflächen, so ist dieses Vorhaben 
dann zulässig, wenn der sich ergebende Beurteilungspegel nicht größer ist als die Summe der sich 
aus den Emissionskontingenten ergebenden Immissionskontingente. Die Regelung zur Summation
gemäß Abschnitt 5 DIN 45691:2006-12 findet Anwendung; sie wird nicht ausgeschlossen.

GRÜNFLÄCHEN UND BEPFLANZUNGD.8

D.8.1 Für die zu pflanzenden Einzelbäume (B.7.2) stehen folgende Arten zur Auswahl:
- Acer campestre - Feld-Ahorn    
- Acer platanoides - Spitz-Ahorn
- Betula pendula - Sand-Birke
- Carpinus betulus - Hainbuche
- Fraxinus excelsior - Esche
- Malus sylvestris - Holzapfel

- Prunus avium - Vogelkirsche
- Pyrus communis - Wildbirne
- Quercus robur - Stiel-Eiche
- Salix caprea - Kätzchenweide
- Sorbus aucuparia  - Eberesche
- Tilia cordata - Winter-Linde

D.   Festsetzungen durch Text

Es gelten folgende Mindestpflanzqualitäten:
Laubbäume als Hochstämme, 3 x verpflanzt,  STU mind. 14/16,
Obstbäume als Hochstämme, STU mind. 12/14.

D.8.2
Sträucher:
- Cornus sanguinea - Hartriegel
- Corylus avellana - Hasel
- Euonymus europaeus - Pfaffenhütchen
- Ligustrum vulgare - Liguster
- Lonicera xylosteum - Heckenkirsche
- Prunus spinosa - Schlehe
- Rosa canina - Gemeine Heckenrose
- Rosa rubiginosa - Weinrose
- Sambucus nigra  - Schwarzer Holunder (Kalk)
- Sambucus racemosa - Roter Holunder (sauer)
- Salix aurita - Öhrchenweide
- Salix cinerea - Aschweide
- Viburnum lantana - wolliger Schneeball
- Viburnum opulus - gewöhnlicher Schneeball

Bäume:
- Acer campestre - Feld-Ahorn    
- Acer platanoides - Spitz-Ahorn
- Betula pendula - Sand-Birke
- Carpinus betulus - Hainbuche
- Fraxinus excelsior - Esche
- Malus sylvestris - Holzapfel
- Prunus avium - Vogelkirsche
- Pyrus communis - Wildbirne
- Quercus robur - Stiel-Eiche
- Salix caprea - Kätzchenweide
- Sorbus aucuparia  - Eberesche
- Tilia cordata - Winter-Linde

Für die zu pflanzenden Feldgehölzhecken (B.7.4) stehen folgende Arten zur Auswahl:

Es gelten folgende Mindestpflanzqualitäten:
Bäume als Heister, 3 x verpflanzt, Höhe mind. 200-250 cm oder als  Hochstamm, 3 x verpflanzt,  
STU mind. 12/14, mind. 1 Stück Heister oder Hochstamm / 100 m² Pflanzfläche
Sträucher als verpflanzter Strauch,  Höhe 60-100cm.

D.8.3 Für die zu pflanzenden Sträucher (B.7.5) stehen folgende Arten zur Auswahl:
Sträucher:
- Cornus sanguinea - Hartriegel
- Euonymus europaeus - Pfaffenhütchen
- Ligustrum vulgare - Liguster
- Lonicera xylosteum - Heckenkirsche
- Prunus spinosa - Schlehe

- Rosa canina - Gemeine Heckenrose
- Rosa rubiginosa - Weinrose
- Salix aurita - Öhrchenweide
- Viburnum lantana - wolliger Schneeball
- Viburnum opulus - gewöhnlicher Schneeball

Es gelten folgende Mindestpflanzqualitäten:
Sträucher als verpflanzter Strauch,  Höhe 60-100cm.

Für alle Gehölzpflanzungen (Ziffer D.8.1 bis D.8.3) sind die gesetzlichen Grenzabstände, v.a. 
gegenüber angrenzenden landwirtschaftlichen Nutzflächen einzuhalten. Der Grenzabstand zu 
landwirtschaftlichen Flächen beträgt bei Bäumen (mit Ausnahme von Obstbäumen) 4,0 m, bei 
Obstgehölzen und Sträucher 2,0 m.

D.8.4

D.9

D.8.5 Alle Gehölzpflanzungen (Ziffer D.8.1 bis D.8.3) sind dauerhaft zu erhalten.
Bei Ausfällen muss, auch zu einem späteren Zeitpunkt, eine Nachpflanzung erfolgen.
Die geplanten Gehölze sind gegen Wildverbiss zu schützen.

ARTENSCHUTZRECHTLICHE BELANGE

D.   Festsetzungen durch Text

D.9.1

Sicherung der im Baustellenbereich angrenzenden Bestandsbäume und Gehölze inkl. des
südlich angrenzenden Gehölzstreifens durch entsprechende Schutzmaßnahmen gemäß DIN.

Errichtung von 3 Steinhaufen für Zauneidechsen entlang der Südgrenze.

D.9.2 CEF-Maßnahmen

Als Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität (CEF-Maßnahmen) 
sind für den Verlust von Bäumen und Gehölzen 10 Vogelnistkästen sowie 5 Nistkästen für
Fledermäuse zu schaffen.

Die definierten CEF - Maßnahmen müssen vor Baubeginn bereits voll funktionsfähig zur Verfügung
stehen.

Eine regelmäßige Wartung der Kästen (jährliche Reinigung, Kontrolle, ggf. Ersatz) muss über 
mindestens 10 Jahre gewährleistet sein.

Niederschlagswasser ist auf dem privatem Grundstück zu versickern.
Es ist eine breitflächige Versickerung des unbelasteten Dach- und Oberflächenwassers unter 
Ausnutzung der Reinigungswirkung der belebten Bodenzone vorzunehmen. (z.B. Mulden)

OBERFLÄCHENWASSERD.10

D.10.1

Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen

Bei abzubrechenden Gebäuden sind insbesondere deren Dachstuhlbereiche und Attiken vorab
auf evtl. Fledermausvorkommen zu kontrollieren sind und ggf. erforderliche Maßnahmen in 
Abstimmung mit der UNB des Landratsamts Neuburg-Schrobenhausen durchzuführen.

Rodungen sind in der Regel im Zeitraum vom 1. Oktober bis Ende Februar durchzuführen. (Vgl. E.5)
Sollten Rodungen außerhalb dieser o.g. Zeiträume aus wichtigen Gründen erforderlich
werden, müssen diese mit entsprechender Fachbegleitung durchgeführt werden.

Zur Verbesserung der Brut- und Nahrungshabitate für Vögel und Fledermäuse sind in den 
südlichen und östlichen Randbereichen Hecken und Strauchgruppen mit heimischen Sträuchern /
Feldgehölze (Vgl. B.7.4) zu pflanzen.
Weiterhin sind die vorhandenen Schilf- und Staudenpflanzungen an den bestehenden Erdbecken 
zu erhalten.

D.11

D.11.1

GENEHMIGUNGSVERFAHREN

Sämtliche gewerblichen Bauvorhaben (auch Bauvorhaben, die keine Sonderbauten sind) sind,
gemäß Art. 58 Abs. 1 Satz 2 BayBO, von der Anwendung der Genehmigungsfreistellung aus-
geschlossen und müssen im Baugenehmigungsverfahren bewilligt werden.

E.    Hinweise durch Text

E.1

E.1.1

IMMISSIONSSCHUTZ

Mit dem Bauantrag ist ein qualifiziertes Sachverständigengutachten zum Nachweis der Ein-
haltung der schallschutztechnischen Festsetzungen des Bebauungsplanes „Sondergebiet – 
Bavariastraße“ vorzulegen. Gemäß Art. 13 Abs. 2 BayBO müssen Gebäude einen ihrer Nutzung 
entsprechenden Schallschutz haben. Geräusche, die von ortsfesten Einrichtungen in baulichen 
Anlagen oder auf Baugrundstücken ausgehen, sind so zu dämmen, dass Gefahren oder un-
zumutbare Belästigungen nicht entstehen. Gemäß § 12 BauVorlV müssen die Berechnungen 
den nach bauordnungsrechtlichen Vorschriften geforderten Schall- und Erschütterungsschutz 
nachweisen.

E.3

E.3.1

AUSGLEICHSFLÄCHENNACHWEIS:

Die für den Bebauungsplan erforderliche Ausgleichsfläche wird in Gänze im Rahmen des Ökokontos 
des Donaumooskonzept außerhalb des Planungsumgriffes nachgewiesen. 

E.    Hinweise durch Text

Es wird darauf hingewiesen, dass bei Gewerbegebieten für die Niederschlagswasser-Versickerung
auf dem Gelände eine wasserrechtliche Genehmigung bei den zuständigen Behörden eingeholt 
werden muss. (Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 4 WHG ist bei einer Gewässerbenutzung durch Versickern die 
grundsätzliche Erlaubnispflicht gem. § 8 WHG i.V.m. Art.  15 BayWG zu beachten.) 
Die Möglichkeiten der erlaubnisfreien Versickerung ergeben sich aus der Verordnung
über die erlaubnisfreie schadloses Versickerung von gesammeltem Niederschlagswasser - NWFreiV 
und der technischen Regeln zum schadlosen Einleiten von gesammeltem Niederschlagswasser 
in das Grundwasser - TRENGW.

E.4.5

Die Grundwasserabsenkung während der Bauphase ist als Gewässerbenutzung (§ 9 Abs.1 Nr.5 WHG) 
erlaubnispflichtig. Die Erlaubnis wird im vereinfachten Verfahren gem. Art. 70 Abs. 1 Nr. 3 BayWG 
erteilt. Dabei ist zu beachten, dass grundsätzlich die Erlaubnis fiktiv nach Eingang der vollständigen 
Antragsunterlagen nach 3 Monaten in Kraft tritt. Die Bauherrn werden darauf hingewiesen, dass 
rechtzeitig beim Landratsamt die für die Bauwasserhaltung notwendige Erlaubnis zu beantragen ist.

E.4.6

E.4.7

E.4 OBERFLÄCHENWASSER

Die Grundstücksentwässerung muss nach den anerkannten Regeln der Technik (DIN 1986 ff) 
erfolgen.

Aufgrund der geologischen Voraussetzungen ist v.a. mit hohen Grundwasserständen zu rechnen.
Soweit erforderlich sind Schutzvorkehrungen gegen Grundwasser durch den jeweiligen Grund-
stückseigentümer selbst zu treffen und die Gebäude durch geeignete Maßnahmen zu sichern. 
(z.B. weiße Wanne)

E.4.1

E.4.2

Bei der Bauausführung ist besondere Sorgfalt auf den Schutz vor Eintrag von wassergefährdenden 
Stoffen in das Grundwasser zu legen.
Soweit im Zuge der Bebauung Bauwasserhaltungen erforderlich werden, so sind vorher die ent-
sprechenden wasserrechtlichen Genehmigungen beim Landratsamt einzuholen.

E.4.3

Bei Sammlung, Versickerung auf allen Grundstücken ist das ATV- Arbeitsblatt ATV-DVWK-A 138 
(Planung, Bau und Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser) zu beachten
und der Grundwasserflurabstand zu berücksichtigen, so dass ein ausreichender Abstand zum 
mittleren höchsten Grundwasserstand eingehalten wird.

E.4.4

Die Versickerungsfähigkeit des Bodens für die natürlich auftreffenden Niederschläge ist vor allem
auf den privaten Grundstücksflächen soweit wie möglich durch geeignete Maßnahmen (z.B.Rasen-
fugenpflaster, Rasengittersteine, Schotterrasen auf untergeordneten Verkehrsflächen) zu erhalten
und die Bodenversiegelung auf das notwendige Maß zu beschränken.

RODUNGSZEITRAUM UND PFLEGE
Naturschutzrechtlich ist für die Gehölzbestände § 39 Abs. 5 Satz 1 Nummer 2 BNatSchG zu
beachten. Hiernach ist es verboten, Bäume und Gehölze in der Zeit vom 1. März bis 30. September 
abzuschneiden oder auf den Stock zu setzen. (ausgenommen ist geringfügiger Gehölzbewuchs 
zur Verwirklichung einer zulässigen Baumaßnahme, § 39 Abs. 5 Satz 2 Nummer 4 BNatSchG)

E.5

Übersichtsplan M 1:5.000

BEBAUUNGSPLAN MIT GRÜNORDNUNGSPLAN 

GEMEINDE
LANDKREIS
REG.BEZIRK

E.    Hinweise durch Text

Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische 
Ver- und Entsorgungsanlagen", herausgegeben von der Forschungsgesellschaft für Straßen- und 
Verkehrswesen (FGSV), Ausgabe 1989, siehe insbesondere Abschnitt 3, zu beachten. 
Für Baumpflanzungen ist zudem das DVGW-Regelwerk "Baumpflanzungen im Bereich unterirdischer 
Versorgungsanlagen" (GW 125) zu beachten.
Durch die Baumpflanzungen darf der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der Versorgungs- und 
Leitungsanlagen nicht behindert werden.
Es wird auf die gültigen Unfallverhütungsvorschriften der Berufsgenossenschaft Elektro Textil Fein-
mechanik für elektrische Anlagen und Betriebsmittel (BGV A3) und die darin aufgeführten VDE-Be-
stimmungen hingewiesen. 

Im Geltungsbereich befindliche Versorgungs- und Leitungsanlagen sind bei Bautätigkeiten 
zu schützen und zu sichern, bzw. dürfen nicht überbaut und vorhandene Überdeckungen 
nicht verringert werden. Sollten Umverlegungen an diesen Anlagen notwendig werden, sind 
rechtzeitig vor Baubeginn Abstimmungen mit den jeweiligen Betreibern herbeizuführen. 

Vorhandene Leitungen dürfen weder mit Bäumen und Sträuchern überpflanzt werden noch in 
irgendeiner Form überbaut werden, siehe DIN EN 805 bzw. DVGW Richtlinien Arrbeitsblatt W 404.
Bei Baum- und Strauchpflanzungen ist ein beidseitiger Abstand von 2,50 m von Erdkabeln frei-
zuhalten. Lässt sich diese Vorgabe nicht einhalten, so sind auf Kosten des Verursachers im Ein-
vernehmen mit dem zuständigen Energieversorungsunternehmen geeignete Schutzmaßnahmen 
durchzuführen.

ERDKABEL UND PFLANZUNGEN IM LEITUNGSBEREICH VON VERSORGUNGSLEITUNGEN

Die elektrischen Anschlüsse der Gebäude erfolgt mit Erdkabel.
Bei allen mit Erdarbeiten verbundenen Vorhaben innerhalb des Baugebietes ist der örtliche Ver-
sorgungsträger rechtzeitig zu verständigen. 
Um Unfälle und Kabelschäden zu vermeiden, müssen die Kabeltrassen örtlich genau bestimmt und 
die erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen festgelegt werden.
Um die Kabelverlegungsarbeiten mit dem Beginn der Erschließungsarbeiten zu koordinieren, ist
zuständigen Energieversorungsunternehmen mindestens drei Monate vorher zu verständigen.

E.6

E.6.1

E.6.2

BODENVERUNREINIGUNGEN UND ALTLASTEN
Sofern bei Baumaßnahmen Bodenverunreinigungen oder Altlasten festgestellt werden, ist das 
Landratsamt Neuburg-Schrobenhausen unverzüglich zu informieren.

E.7

F.   Verfahrensvermerke

F.1

B.8.4

B.8.5

B.8.6

B.8.7

zu pflanzender Baum,
in der Lage verschiebbar

vorhandener Baum, zu erhalten

(§ 9 Abs. 1 Nr. 20, 25 und Abs. 6  BauGB)

B.7

B.7.1

B.7.2

PLANUNGEN, NUTZUNGSREGELUNGEN, MASSNAHMEN UND FLÄCHEN FÜR 
MAßNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG VON NATUR 
UND LANDSCHAFT.

B.7.3

B.7.4

B.7.5 zu pflanzende Sträucher (Unterpflanzung zwischen Hochstämmen)

zu erhaltende Gehölzgruppe (Lage aus Luftbild übernommen)

zu pflanzendes Feldgehölz

SONSTIGE PLANZEICHEN.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 und 24; Abs. 7 BauGB)

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes.

B.8

B.8.1

(§ 9 Abs. 1 Nr. 14 und 16 BauGB)
FLÄCHEN FÜR DIE WASSERWIRTSCHFT UND DIE REGELUNG DES WASSERABFLUSSES

B.5.2

B.5.3

B.6

B.6.1

Abwasserbeseitigung, Ausführung als Schilfklärbecken

Elektrizität, Trafo

Umgrenzung der Flächen für die Regelung des Wasserabflusses, 
einschließlich der Rückhaltung und Versickerung von Nieder-
schlagswasser,
Ausführung als Mulden / Rigolen

B.5.

B.5.1

(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 und 14 BauGB)
FLÄCHEN FÜR VERSORGUNGSANLAGEN, ABFALL-, ABWASSERBESEITIGUNG

Umgrenzung der Flächen für Versorgungsanlagen, Abfall- und
Abwasserbeseitigung 

B.2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG:
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16, 18, 19 BauNVO)

B.2. MASS DER BAULICHEN NUTZUNG:
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16, 18, 19 BauNVO)

B.2.1

B.2.2

B.2.3 Maximal zulässige Grundfläche, z.B. hier: 15.000 m²

B.3.1

B.3.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)

BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN:

B.3.1

B.3.
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)

BAUWEISE, BAULINIEN, BAUGRENZEN:

Baugrenze

B.4.1

B.4 VERKEHRSFLÄCHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Private Erschließungsfläche

Maximal zulässige Wandhöhe, z.B. hier: 10,0 m
Vgl. Bezugspunkt unter D.1.3 bzw. B.8.3

Maximal zulässige Firsthöhe, z.B. hier: 12,0 m
Vgl. Bezugspunkt unter D.1.2  bzw. B.8.3

Sonstiges Sondergebiet Nr. 1 
nach Par. 11 BauNVO mit der 
Zweckbestimmung "Gebiet für 
Anlagen, die für die Nutzung von 
Agrarhandel und Behandlung 
von Agrarprodukten dienen"

Einzelhandelsnutzungen und
Wohnnutzungen sind unzulässig.

Sonstiges Sondergebiet Nr. 2 
nach Par. 11 BauNVO mit der 
Zweckbestimmung "Gebiet für 
Anlagen, die für die Nutzung von 
Agrarhandel und Behandlung 
von Agrarprodukten dienen"
Einzelhandelsnutzungen und 
Wohnnutzungen sind unzulässig.

Sonstiges Sondergebiet Nr. 3 
nach Par. 11 BauNVO mit der 
Zweckbestimmung "Gebiet für 
Anlagen, die für die Nutzung von 
Agrarhandel und Behandlung
von Agrarprodukten dienen"

Einzelhandelsnutzungen sind 
unzulässig.

Agrarhandel
SO1

B.1.1

ART DER BAULICHEN NUTZUNG:
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 1 bis § 11 BauNVO)

B.1.

Agrarhandel
SO2

B.1.2

Agrarhandel

B.1.3
SO3

B.  Festsetzungen durch Planzeichen

Bezugspunkt mit Richtungssektoren (A und B) gemäß 
schalltechnische Untersuchung IB Kottermair GmbH vom 02.03.2016

F.7 AUSFERTIGUNG:

Die Gemeinde Brunnen
erlässt aufgrund des § 10 Abs. 1 Baugesetzbuch - BauGB - in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.06.2017 (BGBl. I S. 2193) und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern GO i.d.F. 
der Bekanntmachung vom 22.08.1998 (GVBl. S. 796), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2016 (GVBl. S.335), und Art. 81 Abs. 2 
Bayerische Bauordnung - BayBO - i.d.F. der Bekanntmachung vom 14.08.2007 (GVBl. S. 588),  zuletzt geändert durch Gesetz vom 
24.07.2015 (GVBI. S. 296), der Baunutzungsverordnung - BauNVO - i.d.F. der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBl. I S. 132), 
zuletzt geändert durch Gesetz 04.05.2017 (BGBl. I S. 1057) und des Art. 4 des Bayer. Naturschutzgesetz - BayNatSchG - i. d. F.  
der Bekanntmachung vom 23.01.2011, (GVBI. S. 82), zuletzt geändert durch Gesetz vom 13.12.2016,  (GVBl. S. 372) diesen
Bebauungs- und Grünordnungsplan als Satzung.

Plan. Nr.
Maßstab
Vorentwurf
Entwurf
Endfassung

021622.411
1:1000

15.03.2017
31.05.2017
28.06.2017

Die Wohnnutzung ist beschränkt 
auf Betriebsinhaber, dem Betrieb
zugeordnete Aufsichtspersonen 
und Betriebszugehörige. Es sind 
maximal  3 Wohneinheiten zulässig. 

B.8.2 Differenzierung der Art der baulichen Nutzung und 

B.8.3 Höhenbezugspunkt mit Nummer und Angabe der Höhe in Meter 
über Normal Null, z.B. Bezugspunkt Nr. 2 = 380,00 m üNN
für jeweiligen anschließenden Bauraum (vgl. D.1.1 und D.1.2), 
Höhenangabe nachrichtlich übernommen aus Höhenaufmaß von 
IB Feldbauer vom 08.05.2017

Aufzulösende Grundstücksgrenze

vorhandene Höhe in Meter über Normal Null, z.B. 379,60C.2.5

C.2.6

D.1.1

D.1.2

Die maximal zulässige Firsthöhe bestimmt sich aus dem Höhenunterschied zwischen dem, den 
jeweiligen Bauraum zugeordneten, Höhenbezugspunkt (B.8.3) und dem höchsten Punkt des
jeweiligen Gebäudes (Außenkante Dachhaut). 

Die maximal zulässige Wandhöhe bestimmt sich aus dem Höhenunterschied zwischen dem, den
jeweiligen Bauraum zugeordneten, Höhenbezugspunkt (B.8.3) und dem Schnittpunkt Oberkante 
Dachaußenhaut mit Außenwand. 

D.2.1 Die Gültigkeit von Art. 6 Abs. 5 Satz 1 BayBO wird angeordnet.
D.2 BAUWEISE, GRENZABSTÄNDE

E.2 BODENDENKMALPFLEGE

E.2.1 Im Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich das Bodendenkmales Nr. D-1-7334-0039 
(Siedlung vor- und frühgeschichtlicher Zeitstellung). 
Für Bodeneingriffe jeglicher Art im Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist eine denkmal-
rechtliche Erlaubnis gem. Art. 7.1 DSchG notwendig, die in einem eigenständigen Erlaubnis-
verfahren bei der zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde zu beantragen ist.

E.1.2 Die in den Festsetzungen des Bebauungsplanes genannten DIN-Normen und weitere Regel-
werke werden zusammen mit diesem Bebauungsplan während der üblichen Öffnungszeiten 
in der Bauverwaltung der Gemeinde Brunnen (Herzoganger 1, 86529 Schrobenhausen) zu jeder-
manns Einsicht bereitgehalten. Die betreffenden DIN- Vorschriften sind auch archivmäßig 
hinterlegt bei Deutschen Patentamt.

E.1.3 Insofern Wohnnutzungen für Betriebsinhaber, Aufsichtspersonen, Betriebszugehörige innerhalb 
des Sondergebietes neu errichtet bzw. baulich geändert (Renovierung, Sanierung, An- und Um-
bau, Fensteraustausch) werden sollen, sind (nach dem Stand der Technik)  Vorkehrungen zum 
Schallschutz auf Grundlage der DIN 4109:2016-07 zu treffen. Die Einhaltung der Anforderungen 
der DIN 4109:2016-07 ist durch geeignete Nachweise zu belegen.
Die Wohnnutzungen und Schutzmaßnahmen sind so anzuordnen, dass möglichst keine Be-
schränkung der gewerblichen Nutzung resultiert. Dies kann beispielsweise durch folgende
Maßnahmen erreicht werden, deren Wirkung jedoch im Einzelfall beurteilt werden muss:

-  Festverglasungen von Fenstern in Verbindung mit einer kontrollierten Wohnraumlüftung
   (vor allem für Schlafräume und Kinderzimmer), die nur zu Reinigungszwecken geöffnet werden
    dürfen.
-  Vorgehängte Wintergärten, die nicht zum Aufenthalt genutzt werden dürfen (sog. Kalter 
   Wintergarten).
-  Prallscheiben vor den Fenstern.
-  Orientierung von Räumen auf die lärmabgewandte Seite (vor allem Schlafzimmer und 
   Kinderzimmer).
-  Schalltechnisch günstige Lage der Wohnung auf dem Betriebsgelände.

84028 Landshut
Neustadt 452

+49 (0)871 92393-0
buero-landshut@egl-plan.de

Endfassung vom 28.06.2017

..........................................

Landschaftsarchitekt
Dipl. Ing. Eckhard Emmel

Landshut, den 28.06.2017

BRUNNEN
NEUBURG-SCHROBENHAUSEN
OBERBAYERN

C.2.7

BETEILIGUNG DER TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE (§ 4 Abs. 1 BauGB):

F.2

F.3

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB mit öffentlicher Darlegung und 
Anhörung für den Vorentwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom 
15.03.2017 hat in der Zeit vom 30.03.2017 bis 02.05.2017 stattgefunden.

F.4 ÖFFENTLICHE AUSLEGUNG (§ 3 Abs. 2 BauGB):

F.5 BEHÖRDENBETEILIGUNG (§ 4 Abs. 2 BauGB):

F.6 SATZUNGSBESCHLUSS (§ 10 BauGB):
Die Gemeinde hat mit Beschluss des Gemeinderats vom 28.06.2017 diesen Bebauungsplan
gem. § 10 Abs. 1 BauGB in der Fassung vom 28.06.2017 als Satzung beschlossen.

Der vom Gemeinderat gebilligte Entwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der 
Fassung vom 17.05.2017 wurde mit Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 
26.05.2017 bis 26.06.2017 öffentlich ausgelegt.

ÖFFENTLICHKEITSBETEILIGUNG (§ 3 Abs. 1 BauGB):

AUFSTELLUNGSBESCHLUSS (§ 2 Abs.1 BauGB)

Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß 
§ 4 Abs. 1 BauGB für den Vorentwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom 
15.03.2017 hat in der Zeit vom 30.03.2017 bis 02.05.2017 stattgefunden.

Zu dem Entwurf des Bebauungs- und Grünordnungsplanes in der Fassung vom 17.05.2017 wurden 
die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom 
26.05.2017 bis 26.06.2017 beteiligt.

Brunnen, den .........................                                        ............................................
                                                                                         Wagner, 1. Bürgermeister

Brunnen, den .........................                                        ............................................
                                                                                         Wagner, 1. Bürgermeister

Brunnen, den .........................                                        ............................................
                                                                                         Wagner, 1. Bürgermeister

F.8 BEKANNTMACHUNG UND INKRAFTTRETEN:
Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungs- und Grünordnungsplan  "Sondergebiet Bavariastraße"  
wurde am ................ gemäß § 10 Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. 
Diese Satzung ist damit rechtsverbindlich. Diese Satzung mit Begründung wird seit diesem Tage 
zu den üblichen Dienststunden in der Gemeindeverwaltung zu jedermanns Einsicht bereitgehalten 
und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft gegeben.  
Auf die Rechtsfolgen des Par. 44 Abs. 3 u. 4 der Par. 214, 215 BauGB ist hingewiesen worden.

Der Gemeinderat der Gemeinde Brunnen hat in der Sitzung vom 15.02.2017 die Aufstellung des 
Bebauungs- und Grünordnungsplanes  "Sondergebiet Bavariastraße"  beschlossen. 
Der Aufstellungsbeschluss wurde mit Bekanntmachung vom 27.03.2017 am 30.03.2017 ortsüblich 
bekannt gemacht.
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Zusatzkontingent LEK,zus 

Anfang Ende

Gemäß den Ergebnissen der vereinfachten Vorprüfung zur speziellen artenschutzrechtlichen
Prüfung (saP) sind die folgenden Maßnahmen umzusetzen:

"Sondergebiet Bavariastraße"

Kontingent - Bezugsfläche für SO 1 gemäß schalltechnische 
Untersuchung IB Kottermair GmbH vom 02.03.2016

Kontingent - Bezugsfläche für SO 2 gemäß schalltechnische 
Untersuchung IB Kottermair GmbH vom 02.03.2016

Kontingent - Bezugsfläche für SO 3 gemäß schalltechnische 
Untersuchung IB Kottermair GmbH vom 02.03.2016

DN
Bodendenkmal obertägig nicht sichtbar
(Nachrichtliche Übernahme)
Bei Erdarbeiten im Bereich der gekennzeichneten Flächen 
ist eine Erlaubnis nach Art. 7 Abs. 1 Denkmalschutzgesetz 
erforderlich.

FH 12,0

WH 10,0

GR 15.000

Stellplätze und Lagerflächen sind innerhalb der Bauräume und auf 
den privaten Erschließungsflächen zulässig.

BP
A B

Verfahrensvermerke umgebaut, Daten ergänzt

Abgrenzung des unterschiedlichen Maßes der baulichen Nutzung

BZ 2 = 380,00

nachrichtlich übernommen aus Höhenaufmaß IB Feldbauer 
vom 08.05.2017
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Geltungsbereich
Bebauungsplan 
"Sondergebiet
Bavariastraße"

BP
A B

Bavariastraße

1168/1

1146

1155

1166

1169

1169/1

56

1165

Agrarhandel
SO 1

SO 3
Agrarhandel

Agrarhandel
SO 2

BA

379,59

379,60

379,99

379,12

378,69

379,38

380,00
379,52

379,45

Mühlbach

FH   12,0

WH    8,0

GR 1.100

FH   14,0

WH  11,0

GR  15.000

FH   12,0

WH  10,0

GR 15.000

BP

Vorhandenes 

Betriebsgebäude

DN
D-1-7334-0039:

Siedlung vor- und früh-

geschichtlicher Zeitstellung

Emissionskontingent für SO 3: 

tags  : LEK,T = 65 dB(A)/m² / 

nachts: LEK,N = 50 dB(A)/m²

Emissionskontingent für SO 2: 

tags  : LEK,T = 71 dB(A)/m² / 

nachts: LEK,N = 56 dB(A)/m²

Emissionskontingent für SO 1: 

tags  : LEK,T = 73 dB(A)/m² / 

nachts: LEK,N = 58 dB(A)/m²

BZ 2 = 380,00 

(Mitte mittleres Tor)

 BZ 1 =  379,66
BZ 3 = 380,15

*
*

*

4.54

10.48

6.03

6.64

12.97

neu: TB 4000, 4017; Rest aus Entwurf

Quellenvermerk: "Geobasisdaten © Bayerische Vermessungsverwaltung".

Quellenvermerk: "Geobasisdaten © Bayerische Vermessungsverwaltung".


